
 

  

S 30 RJ 624/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren keine Berücksichtigung von

rentenrechtlichen, nach Rentenbeginn
entstandenen Zeiten auf die laufende
Rente

Leitsätze -
Normenkette § 44 SGB X, § 64 SGB VI

1. Instanz

Aktenzeichen S 30 RJ 624/04
Datum 05.11.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RJ 65/04
Datum 27.01.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 05. November 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die BerÃ¼cksichtigung nach Rentenbeginn zurÃ¼ckgelegter
rentenrechtlicher Zeiten auf die laufende Rente.

Die 1952 geborene KlÃ¤gerin bezog ab dem 01. Mai 1989 im Beitrittsgebiet eine
Invalidenrente. Diese wurde mit Bescheid der Beklagten vom 19. November 1991
zum 01. JaÂ¬nuar 1992 nach den Vorschriften des Sechsten Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB VI) umgewertet. Die Beklagte gewÃ¤hrt der KlÃ¤gerin
seitdem die Rente als ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente auf Dauer.

Mit bei der Beklagten am 29. April 2003 eingegangenem Schreiben vom 26. April
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2003 beantragte die KlÃ¤gerin eine "RentenÃ¼berprÃ¼fung" und machte zum
einen Kindererziehungszeiten fÃ¼r den am 11. Februar 1997 geborenen P L S und
zum anderen Pflegezeiten fÃ¼r die Pflege ihrer Mutter in der Zeit von Januar bis
September 1997 geltend. Bei P L Shandelt es sich um den Enkel der KlÃ¤gerin, der
â�� nach ihren Angaben â�� seit dem 18. Februar 1997 durchgehend in ihrem
Haushalt lebt.

Mit Bescheid vom 11. Dezember 2003 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 16. MÃ¤rz 2004 wies die Beklagte den â�� entsprechend ausgelegten â��
Antrag der KlÃ¤gerin auf RÃ¼cknahme des Bescheides vom 19. November 1991
zurÃ¼ck. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme des Verwaltungsaktes nach
Â§ 44 des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X) lÃ¤gen nicht vor. Bei der
Zahlung der nach Â§ 307a Abs. 1 bis 5 SGB VI umgewerteten und angepassten
Rente sei eine Anrechnung von Anrechnungszeiten fÃ¼r das Kind P L nicht
mÃ¶glich, weil es sich nicht um das Kind der KlÃ¤gerin, sondern um ihren Enkel
handele. BerÃ¼cksichtigungszeiten fÃ¼r die Pflege der Mutter der KlÃ¤gerin
kÃ¶nnten fÃ¼r die laufend gewÃ¤hrte Rente ebenfalls nicht anerkannt werden, weil
sie nach dem Rentenbeginn zurÃ¼ckgelegt worden seien.

Mit ihrer am 06. April 2004 erhobenen Klage verfolgt die KlÃ¤gerin ihr Begehren
weiter. Das Kind P L lebe nach der Entlassung aus dem Krankenhaus mit Vollmacht
der Kindesmutter, ihrer Tochter K S, als leibliches Kind in ihrem Haushalt.
Kindergeldberechtigt fÃ¼r den Jungen sei sie. Sie und ihr Ehemann hÃ¤tten den
Jungen an Kindes Statt angenommen.

Mit Gerichtsbescheid vom 05. November 2004 hat das Sozialgericht Berlin die Klage
abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung, auf deren Einzelheiten Bezug genommen wird, hat
es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass es dahinstehen kÃ¶nne, ob das Begehren
der KlÃ¤gerin auf eine Ã�berprÃ¼fung der Umwertungsentscheidung aus dem Jahre
1991 oder auf einen neuen Rentenanspruch gerichtet sei. Im ersteren Falle komme
eine Ã�nderung des Umwertungsbescheides nach Â§ 44 SGB X nicht in Betracht,
weil bei Erlass dieses Bescheides weder das Recht unrichtig angewandt noch von
einem Sachverhalt ausgegangen worden sei, der sich als unrichtig erwiesen habe.
Im Rahmen der Umwertungsentscheidung seien nach Â§ 307a SGB VI nur Zeiten zu
berÃ¼cksichtigen gewesen, die bis dahin zurÃ¼ckgelegt worden seien. Um solche
Zeiten handele es sich vorliegend jedoch weder bei der Erziehung des Enkelkindes
noch bei der Pflege der Mutter. Begehre die KlÃ¤gerin hingegen die
BerÃ¼cksichtigung dieser "neuen" Zeiten ab 1997 im Rahmen einer neuen Rente,
scheitere ein solcher Anspruch bereits am nicht erkennbaren neuen
Rentenanspruch. Es kÃ¶nne daher dahinstehen, ob die KlÃ¤gerin als GroÃ�mutter
des Kindes rentenrechtliche Zeiten fÃ¼r die Erziehung geltend machen kÃ¶nne.
Auch kÃ¶nnten die Zeiten nicht aufgrund einer Neuberechnung im laufenden
Rentenbezug BerÃ¼cksichtigung finden. Sie lÃ¤gen nach Rentenbeginn und
kÃ¶nnten daher zumindest fÃ¼r die laufende Rente keine BerÃ¼cksichtigung
finden, da sie nach dem Ende des zugrunde zu legenden Versicherungslebens
lÃ¤gen (Â§ 62 Abs. 1 SGB VI).

Gegen diesen ihr am 20. November 2004 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich
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die am 03. Dezember 2004 eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin, zu deren
BegrÃ¼ndung sie ihr bisheriges Vorbringen im Wesentlichen wiederholt.
ErgÃ¤nzend trÃ¤gt sie vor, dass es falsch sei, wenn das Sozialgericht Berlin
schreibe, dass ihre Tochter das Kind geboren habe. Denn schon vor der Geburt
habe ihre Tochter die SchriftstÃ¼cke mit der SorgerechtsÃ¼bertragung gefertigt.
Im Ã�brigen werde ihr alle zwei Jahre eine neue Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
gewÃ¤hrt. Andernfalls wÃ¤ren die SchriftstÃ¼cke, in denen die Beklagte sie zu
erneuten Angaben zu ihren gesundheitlichen und beruflichen VerhÃ¤ltnissen
auffordere, nicht nachvollziehbar. Von anderen Stellen erhalte sie fÃ¼r das Kind
keinerlei finanzielle UnterstÃ¼tzung.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 05. November 2004 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 11. Dezember 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16. MÃ¤rz 2004 aufzuheben und die Beklagte â��
ggfs. unter AbÃ¤nderung ihres Bescheides vom 19. November 1991 â�� zu
verpflichten, die ihr als Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gewÃ¤hrte Rente ab dem
frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt unter Anrechnung von rentenrechtlichen Zeiten
fÃ¼r die Erziehung von P L S ab dem 11. Februar 1997 sowie fÃ¼r die Pflege ihrer
Mutter von Januar bis September 1997 zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angegriffenen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend verweist
sie darauf, dass die KlÃ¤gerin eine Dauerrente bezieht, sie selbst aber verpflichtet
sei, in regelmÃ¤Ã�igen AbstÃ¤nden zu Ã¼berprÃ¼fen, ob der Rentenanspruch
weiterhin bestehe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen
den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen, den sonstigen Inhalt der
Gerichtsakte und auf die Verwaltungsakten der Beklagten verwiesen, die dem Senat
vorgelegen haben und GegenÂ¬stand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und der
Entscheidung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte Ã¼ber die Berufung der KlÃ¤gerin entscheiden, obwohl diese in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht vertreten war, da mit der ordnungsgemÃ¤Ã�en
Ladung auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen worden war (vgl. Â§Â§ 110 Abs. 1 Satz 2
, 126, 153 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -).

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Berlin bewertet die Sach- und Rechtslage zutreffend.

Der Bescheid der Beklagten vom 11. Dezember 2003 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 16. MÃ¤rz 2004 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie hat keinen Anspruch auf BerÃ¼cksichtigung
etwaiger seit 1997 zurÃ¼ckgelegter rentenrechtlicher Zeiten fÃ¼r Kindererziehung
oder Pflege fÃ¼r den laufenden Rentenbezug.

Es kann hier dahinstehen, ob der von der KlÃ¤gerin im April 2003 gestellte Antrag
rechtlich als Antrag auf Ã�berprÃ¼fung des Umwertungsbescheides vom November
1991, oder aber als Antrag auf Neuberechnung der Rente im laufenden
Rentenbezug zu werten ist. Denn in jedem Falle kann die KlÃ¤gerin mit ihrem
Begehren keinen Erfolg haben.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r einen Ã�berprÃ¼fungsantrag wÃ¤re Â§ 44 Abs. 1 Satz 1
SGB X. Danach ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden
ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im
Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig
angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als
unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind. Diese Voraussetzungen sind â��
wie bereits das Sozialgericht Berlin zutreffend ausgefÃ¼hrt hat â�� nicht gegeben.
Denn Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der Umwertungsbescheid der Beklagten vom 19.
November 1991 aus rechtlichen oder tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden fehlerhaft gewesen
sein kÃ¶nnte, sind nicht ersichtlich. Die geltend gemachten rentenrechtlichen
Zeiten stammen aus der Zeit ab 1997 und sind damit â�� wenn Ã¼berhaupt â��
jedenfalls erst nach der Umwertung der Rente gemÃ¤Ã� Â§Â§ 302a, 307a SGB VI
entstanden. Bei der Umwertung konnten jedoch nur bis dahin zurÃ¼ckgelegte
Zeiten berÃ¼cksichtigt werden.

Auch eine Neuberechnung der ursprÃ¼nglich nach den Vorschriften des
Beitrittsgebiets berechneten Invaliden- und inzwischen als Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit gewÃ¤hrten Rente kommt nicht in Betracht. Der Senat hat
keinen Anlass, an der zutreffenden Berechnung dieser Rente zu zweifeln. Denn nach
Â§ 64 SGB VI ergibt sich der Monatsbetrag der Renten, wenn 1. die unter
BerÃ¼cksichtigung des Zugangsfaktors ermittelten persÃ¶nlichen Entgeltpunkte, 2.
der Rentenfaktor und 3. der aktuelle Rentenwert mit ihrem Wert bei Rentenbeginn
miteinander vervielfÃ¤ltigt werden. Etwaige rentenrechtliche Zeiten, die fÃ¼r die
Ermittlung der persÃ¶nlichen Entgeltpunkte von Bedeutung sind, haben mithin
unberÃ¼cksichtigt zu bleiben, soweit sie nach Rentenbeginn entstehen. Dies aber
ist hier der Fall. Die KlÃ¤gerin bezieht seit 1989 eine â�� zum 01. Januar 1992
umgewertete â�� Rente. Bei dieser handelt es sich um eine Dauerrente. Nicht aber
beantragt die KlÃ¤gerin â�� wie sie im Berufungsverfahren glauben machen will â��
alle zwei Jahre diese Rente neu. Soweit die Beklagte sie in regelmÃ¤Ã�igen
AbstÃ¤nden dazu auffordert mitzuteilen und ggfs. zu belegen, ob sich ihr
Gesundheitszustand geÃ¤ndert hat und sie einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachgeht,
kommt die Beklagte lediglich ihrer Ã�berprÃ¼fungspflicht nach, fordert jedoch
keinen neuen Rentenantrag. Die geltend gemachten rentenrechtlichen Zeiten fÃ¼r
die Erziehung des Enkels der KlÃ¤gerin sowie die Pflege ihrer Mutter kÃ¶nnen
jedoch frÃ¼hestens ab 1997 und damit nach Beginn der zurzeit gewÃ¤hrten Rente
zurÃ¼ckgelegt worden sein. Sie kÃ¶nnen sich mithin allenfalls spÃ¤ter auf die
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Altersrente der KlÃ¤gerin auswirken. Es bedarf daher vorliegend keiner KlÃ¤rung,
ob der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Erziehung ihres Enkels bzw. die Pflege ihrer Mutter
tatsÃ¤chlich rentenrechtliche Zeiten zustehen. Der KlÃ¤gerin steht es hingegen frei,
bei der Beklagten die Vormerkung entsprechender Zeiten zu beantragen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil ein Grund hierfÃ¼r nach Â§ 160 Abs.
2 Nr. 1 und 2 SGG nicht vorliegt.

Erstellt am: 20.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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